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Rechtsschutz-Versicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

 
Unternehmen:	 Produkt:
ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG	 Rechtsschutz- 
Deutschland	 Versicherung

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versiche-
rung. Die vollständigen Informationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein 
und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?
Wir bieten Ihnen eine Rechtsschutz-Versicherung an. Mit dieser sorgen wir dafür, dass Sie Ihre rechtlichen Interessen in den 
von Ihnen versicherten Lebensbereichen wahrnehmen können.

Was ist versichert?
	 Mit der Rechtsschutz-Versicherung bieten wir 
Ihnen einen bedarfsgerechten Rechtsschutz, 
zum Beispiel im privaten Lebensbereich, im be-
ruflichen und/oder verkehrsrechtlichen Bereich.

	 Der Rechtsschutz erstreckt sich auf Leistungs- 
arten. Diese decken die wichtigsten Rechtsbe-
reiche ab (zum Beispiel Schadenersatz- oder 
Arbeitsrecht).

 
Welche Kosten übernehmen wir?*

	 Gesetzliche Gebühren Ihres Rechtsanwalts.

	 Kosten für Gerichte und Gerichtsvollzieher.

	 Entschädigung für Zeugen und Sachverstän- 
dige, die das Gericht heranzieht.

	 Kosten des Prozessgegners, wenn Sie ver-
pflichtet sind, diese zu tragen.

	 Im außergerichtlichen Verfahren die übliche 
Vergütung eines technisch sachkundigen 
Sachverständigen.

	 Kosten einer Mediation. Die Höhe der Kosten 
pro Versicherungsfall können Sie § 5a der 
Ihrem Vertrag zu Grunde liegenden Allgemei-
nen Rechtsschutzbedingungen entnehmen. 

	 Kosten eines Schieds- oder Schlichtungsver-
fahrens bis zur Höhe der Gebühren, die bei 
Anrufung eines Gerichts erster Instanz ent- 
stehen würden.

* Bei Sonderkonzepten können Abweichungen bestehen.
 
Wie hoch ist die Versicherungssumme?

	 Die Höhe der vereinbarten Versicherungs- 
summe je Versicherungsfall können Sie Ihrem 
Antrag oder auch Ihrem Versicherungsschein 
entnehmen. 

Was ist nicht versichert?
	 Wir haben eine Wartezeit vereinbart: Versi-

cherungsschutz erhalten Sie nur für Streitig-
keiten, deren erste Ursache nach Ablauf der 
Wartezeit eingetreten ist.

	 Eine Streitigkeit hat mehrere Ursachen. Versi-
cherungsschutz haben Sie nur, wenn die erste 
Ursache nach Versicherungsbeginn liegt.

	 Wir haben eine Selbstbeteiligung vereinbart: 
In Höhe der vereinbarten Selbstbeteiligung 
müssen Sie die Kosten eines jeden Versiche-
rungsfalls selbst tragen.

Gibt es Deckungsbeschränkungen?
	 Wir können nicht alle denkbaren Streitigkeiten 

versichern. Sonst müssten wir einen erheblich 
höheren Beitrag verlangen. Deshalb umfasst 
der Rechtsschutz einige Rechtsangelegenhei-
ten nicht, zum Beispiel:

	 Streitigkeiten um Kauf, Verkauf oder Finanzie-
rung eines Grundstücks, das bebaut werden 
soll,

	 Streitigkeiten um Urheber-, Patent- oder  
Markenrechte,

	 Streitigkeiten um Erwerb, Veräußerung, 
Verwaltung und Finanzierung von Kapital- 
anlagen,

	 Streitigkeiten um die Vergabe von Darlehen,  
um Spiel- oder Wettverträge oder um Ge-
winnzusagen.

Wo bin ich versichert?
	 Sie haben Versicherungsschutz, wenn ein Gericht oder eine Behörde in Europa, in den Anliegerstaaten des 
Mittelmeers, auf den kanarischen Inseln oder auf Madeira gesetzlich zuständig ist und Sie Ihre rechtlichen In-
teressen dort verfolgen. Das gilt nicht, wenn ein versicherter Rechtsbereich (zum Beispiel Steuer-Rechtsschutz) 
auf deutsche Gerichte beschränkt ist.

	 Unter bestimmten Voraussetzungen haben Sie bei einem vorübergehenden Auslandsaufenthalt auch weltweit 
Versicherungsschutz. Die Höhe der Kosten, die wir pro Versicherungsfall tragen, können Sie § 6 der Ihrem 
Vertrag zu Grunde liegenden Allgemeinen Rechtsschutzbedingungen entnehmen.



Welche Verpflichtungen habe ich?
	 Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Dies betrifft auch die 
Fragen nach früheren Rechtsschutz-Verträgen und Versicherungsfällen.

	 Sprechen Sie uns bitte an, wenn Ihre Angaben zum Versicherungsantrag oder zum Vertrag geändert werden  
müssen.

	 Sie müssen uns und Ihren Anwalt vollständig und wahrheitsgemäß über den Sachverhalt informieren.

	 Kostenverursachende Maßnahmen müssen Sie mit uns abstimmen, soweit dies für Sie zumutbar ist.

	 Sie müssen dafür Sorge tragen, dass die Kosten der Rechtsverfolgung so gering wie möglich gehalten werden. 
Hierzu sollten Sie uns oder Ihren Rechtsanwalt befragen.

Wann und wie zahle ich?
	 Den ersten Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. Wann Sie die 
weiteren Beiträge zahlen müssen, teilen wir Ihnen mit. Sie können die Beiträge überweisen oder uns ermächtigen,  
sie von Ihrem Konto einzuziehen.

Wann beginnt und endet die Deckung?
	 Wann die Versicherung beginnt, ist im Versicherungsschein angegeben. Voraussetzung ist, dass Sie den ersten 
Versicherungsbeitrag rechtzeitig und vollständig gezahlt haben. Die Versicherung gilt für die zunächst vereinbarte 
Dauer. Wenn nicht anders vereinbart, verlängert sie sich danach automatisch um jeweils ein weiteres Jahr, wenn 
Sie oder wir sie nicht kündigen.

Wie kann ich den Vertrag kündigen?
	 Sie oder wir können den Vertrag zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jedes  
Verlängerungsjahres kündigen (das muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragsdauer geschehen).

	 Es sind mindestens zwei Versicherungsfälle innerhalb von zwölf Monaten eingetreten und für diese besteht Ver- 
sicherungsschutz: Dann können Sie oder wir den Versicherungsvertrag vorzeitig kündigen.

	 Sie können auch kündigen, wenn wir den Versicherungsschutz unberechtigt ablehnen oder den Beitrag erhöhen.
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ALLGEMEINE KUNDENINFORMATIONEN NACH 
§ 1 VVG-INFORMATIONSPFLICHTENVERORDNUNG 
(VVG-INFOV) GESELLSCHAFTSANGABEN

ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG 
Rechtsform	 Aktiengesellschaft
Postanschrift	 50664 Köln
Hausanschrift und Sitz
der Gesellschaft	 Deutz-Kalker Str. 46, 
	 50679 Köln 
	 (ladungsfähige Anschrift)
Vorstandsvorsitzender	 Rainer Brune
Vorstand	 Marc Böhlhoff, Dr. Ulrich Eberhardt
Registergericht	 Amtsgericht Köln
Registernummer	 HRB 2164

HAUPTGESCHÄFTSTÄTIGKEIT

Die ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG ist durch Erlaubnis der 
zuständigen Aufsichtsbehörde zum Betrieb der Rechtsschutzversiche-
rung berechtigt.

WESENTLICHE MERKMALE DER VERSICHERUNGS-
LEISTUNG

Angaben über Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der Versiche
rungsleistungen entnehmen Sie bitte dem Vorschlag/Antrag, 
den Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung 
(ARB 2008) und dem Auszug aus dem Rahmenvertrag.

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.

ZU ZAHLENDER GESAMTBEITRAG

Die Beitragsberechnung erfolgt u. a. auf Basis der gewählten Selbst-
beteiligung. Dieser Beitrag wird neben gegebenenfalls sonstigen in 
die Beitragsberechnung einfließenden Faktoren (z. B. Zuschläge/
Nachlässe) im Vorschlag/Antrag oder Versicherungsschein konkret 
ausgewiesen.

ZAHLWEISE
Die vereinbarte Zahlweise, d. h. jährliche, halb-, vierteljährlich oder 
monatliche Zahlung des Beitrags entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag/
Vorschlag.

- Erstbeitrag
Ihre Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrags gilt als rechtzeitig, 
wenn sie unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang 
des Versicherungsscheins erfolgt.

- Folgebeitrag
Ihre Zahlung von Folgebeiträgen gilt als rechtzeitig, wenn sie jeweils 
zu den im Versicherungsschein genannten Fälligkeiten geleistet wird.

- Lastschriftverfahren/ Einzugsermächtigung
Ist mit Ihnen alternativ zur Beitragsrechnung die Einziehung des 
Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt Ihre Zahlung als recht
zeitig, wenn der Beitrag zu dem im Versicherungsschein oder in der 
Beitragsrechnung angegebenen Fälligkeitstag eingezogen werden 
kann und Sie einer berechtigten Einziehung nicht widersprechen.

GÜLTIGKEITSDAUER VON VORSCHLÄGEN

Grundsätzlich haben die Ihnen vor Abschluss eines Versicherungs-
vertrags zur Verfügung gestellten Informationen eine befristete 
Gültigkeitsdauer, falls kein entsprechender Versicherungsvertrag 
abgeschlossen wird. Dies gilt sowohl bei unverbindlichen Werbe-
maßnahmen (Broschüren, Annoncen, etc.) als auch bei Vorschlägen 
und Preisangaben. Soweit Sie den betreffenden Informationen nichts 
anderes entnehmen können, sind wir Ihnen gegenüber an die darin 
enthaltenen Angaben vier Wochen gebunden.

ZUSTANDEKOMMEN DES VERTRAGS

Grundsätzlich kommt der Versicherungsvertrag durch Ihre und  
unsere inhaltlich übereinstimmenden Vertragserklärungen (Willenser-
klärungen) zustande, wenn Sie Ihre Vertragserklärung nicht innerhalb 
von zwei Wochen widerrufen. Den Versicherungsbeginn entnehmen 
Sie bitte Ihrem Versicherungsschein.

BEGINN DES VERSICHERUNGSSCHUTZES

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein an-
gegebenen Zeitpunkt, wenn der Erstbeitrag unverzüglich nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins bezahlt 
worden ist. Für den Fall, dass Sie den ersten oder einmaligen Beitrag 
aus von Ihnen zu vertretenden Gründen nicht unverzüglich, sondern 
zu einem späteren Zeitpunkt zahlen, beginnt der Versicherungsschutz 
erst ab diesem Zeitpunkt.

Für die Wahrnehmung eigener rechtlicher Interessen besteht in  
einigen Fällen eine Wartezeit von 3 Monaten ab Versicherungsbeginn.

VORLÄUFIGE DECKUNG

Der Versicherungsschutz kann (weil z. B. noch Einzelheiten der 
Vertragsgestaltung zu klären sind) auch aufgrund einer vorläufigen 
Deckungszusage in Kraft treten. Diese ist zunächst ein eigenständiger 
Versicherungsvertrag, der insbesondere nach endgültigem Abschluss 
der Vertragsverhandlungen oder Vorlage des Versicherungsscheins 
über den endgültigen Versicherungsschutz endet.

BINDEFRISTEN
Sie sind an Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrags 
einen Monat gebunden.
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WIDERRUFSBELEHRUNG

Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne An-
gabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. 
Die Frist beginnt am Tag, nach dem Sie den Versicherungsschein, die 
Vertragsbestimmungen einschließlich unserer Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen, die weiteren Vertragsinformationen gemäß § 7 
Absätze 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung 
mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und 
diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben. Zur Wahrung der 
Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der 
Widerruf ist zu richten an die

ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG
Deutz-Kalker Straße 46
50679 Köln
Telefax: 0221 8277-460
E-Mail: service@roland-rechtsschutz.de

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufes endet Ihr Versicherungsschutz 
und wir erstatten Ihnen den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit 
nach Zugang des Widerrufs entfällt, wenn Sie zugestimmt haben 
(auch konkludent durch Zahlung des Beitrags), dass der Versiche-
rungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil Ihres 
Beitrages, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, 
dürfen wir in diesem Fall einbehalten. Dabei handelt es sich um einen 
Betrag, der sich wie folgt berechnet: Anzahl der Tage, an denen 
Versicherungsschutz bestanden hat, x 1/360 des Jahresbeitrags bzw. 
1/180 des Halbjahresbeitrags bzw. 1/90 des Vierteljahresbeitrags oder 
1/30 des Monatsbeitrags. Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge 
erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufs-
frist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leis-
tungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) 
herauszugeben sind.

Ende der Widerrufsbelehrung

LAUFZEIT, MINDESTLAUFZEIT, BEENDIGUNG DES  
VERTRAGS

Zu Laufzeit und Beendigung des Vertrags verweisen wir auf die Hin-
weise im Produktinformationsblatt.

ANWENDBARES RECHT/GERICHTSSTAND

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. Klagen des Versicherers 
gegen Sie können bei dem für Ihren Wohnsitz zuständigen  
Gericht erhoben werden. Einzelheiten sind in § 20 ARB geregelt.

VERTRAGSSPRACHE

Sämtliche das Vertragsverhältnis betreffende Informationen und 
Kommunikation finden in deutscher Sprache statt, es sei denn, dass 
im Einzelfall besondere Bestimmungen gelten oder anderslautende 
Vereinbarungen getroffen werden.

ZUSTÄNDIGE AUFSICHTSBEHÖRDE

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Bereich Versicherungen
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn
Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und einzelne 
Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann.

ANSPRECHPARTNER FÜR AUSSERGERICHTLICHE 
SCHLICHTUNGSSTELLEN

Unser Ziel ist es, Ihnen einen optimalen Service zu bieten. Sollte uns 
das einmal nicht gelingen, rufen Sie uns unter 0221 8277-500 an. 
Wir reagieren unverzüglich.

Sie können sich auch schriftlich an uns wenden: ROLAND Rechts-
schutz-Versicherungs-AG, vertreten durch die Vorstände Rainer Brune 
(Vorsitzender), Andreas Fleischer und Dr. Ulrich Scholten,  
Deutz-Kalker Straße 46, 50679 Köln.

Wenn Sie mit unserer Entscheidung nicht einverstanden sind, haben 
Sie zur außergerichtlichen Streitbeilegung die Möglichkeit, als unab-
hängigen und neutralen Schlichter den Versicherungsombudsmann 
anzusprechen:

Versicherungsombudsmann e. V.
Leipziger Straße 121 
10117 Berlin 
Telefon 0800 3696000
Fax 0800 3699000
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de.

Ihr Recht, unmittelbar den Rechtsweg zu beschreiten, wird durch 
diese Institutionen nicht berührt.
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Sehr geehrte Kundin,
sehr geehrter Kunde,

diese Information gibt Ihnen einen Überblick über Ihre Rechte und Pflichten aus dem Versicherungsvertrag.

Dem jeweiligen Vertrag liegen zugrunde	 Seite

§§ 1 bis 20 und 29 der Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutz-Versicherung (ARB 2008, Stand 01.01.2008) sowie	 8
der jeweils gültige Rahmenvertrag zwischen dem Landesverband Niedersächsischer Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer-
Vereine e. V. Haus & Grund Niedersachsen und der ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG. Soweit die Bestimmungen des 
Rahmenvertrages von den ARB 2008 abweichen, gehen die Bestimmungen des Rahmenvertrages vor.

Anwendbares Recht

Auf das Vertragsverhältnis wird deutsches Recht angewendet.	 16

Allgemeine Tarifbestimmungen	 17

Widerrufsbelehrung

Wir weisen ausdrücklich auf Ihr Widerrufsrecht nach § 8 VVG hin.	 17

Informationen zum Datenschutz	 18
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Was ist Rechtsschutz?	 Seite

Welche Aufgaben hat eine Rechtsschutz-Versicherung?	 §	 1	 8

Für welche Rechtsangelegenheiten gibt es Rechtsschutz?	 §	 2	 8

Welche Rechtsangelegenheiten umfasst der Rechtsschutz nicht?	 §	 3	 8

In welchen Fällen kann ein Rechtsanwalt entscheiden, ob die Ablehnung des Rechtsschutzes berechtigt ist?	 §	 3 a 	 9

Wann entsteht der Anspruch auf eine Rechtsschutz-Leistung?	 §	 4	 9

Was gilt für den Anspruch auf Rechtsschutz bei Versichererwechsel?	 §	 4 a	 10

Welche Kosten übernimmt der Rechtsschutz-Versicherer?	 §	 5	 10

Wo gilt die Rechtsschutz-Versicherung?	 §	 6	 11

Nach welchen Regeln richtet sich das Vertragsverhältnis zwischen Rechtsschutz-Versicherer und Versicherten?

Wann beginnt der Versicherungsschutz?	 §	 7	 11

Für welche Dauer ist der Vertrag abgeschlossen und wie kann er fristgerecht beendet werden?	 §	 8	 11

Wann ist der Versicherungsbeitrag zu zahlen und welche Folgen hat eine nicht rechtzeitige Zahlung?	 §	 9	 11

Welche Entwicklung kann zu einer Anpassung der Versicherungsbedingungen oder der Versicherungsbeiträge führen?	 §	 10	 12

Welche Angaben müssen bei der Stellung des Versicherungsantrages gemacht werden und wie wi rkt sich eine Veränderung der 
persönlichen oder sachlichen Verhältnisse des Versicherten auf den Versicherungsbeitrag aus?	 §	 11	 13

Was geschieht, wenn der Gegenstand der Versicherung wegfällt?	 §	 12	 14

In welchen Fällen kann der Vertrag vorzeitig gekündigt werden?	 §	 13	 14

Wann verjährt der Rechtsschutz-Anspruch?	 §	 14	 14

Welche Rechtsstellung haben mitversicherte Personen?	 §	 15	 14

Wie sind Erklärungen gegenüber dem Rechtsschutz-Versicherer abzugeben?	 §	 16	 15

Was ist im Rechtsschutzfall zu beachten?

Welche Rechte und Pflichten bestehen nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles?	 §	 17	 15

Welche Regelungen gelten für die vorläufige Deckung?	 §	 19	 16

Welches Gericht ist für Klagen aus dem Versicherungsvertrag zuständig?	 §	 20	 16

Wann besteht Rechtsschutz für Rechtsschutz für Eigentümer und Mieter von Wohnungen und Grundstücken?	 §	 29	 16
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§ 1 AUFGABEN DER RECHTSSCHUTZ-VERSICHERUNG
Der Versicherer erbringt die für die Wahrnehmung der rechtlichen 
Interessen des Versicherungsnehmers oder des Versicherten erforder-
lichen Leistungen im vereinbarten Umfang (Rechtsschutz). 

§ 2 LEISTUNGSARTEN
Der Umfang des Versicherungsschutzes kann zu den Inhalten der §§ 
21 bis 29 sowie dazugehörender Klauseln abgeschlossen werden. Je 
nach Vereinbarung umfasst der Versicherungsschutz

a) Schadenersatz-Rechtsschutz
für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, soweit 
diese nicht auch auf einer Vertragsverletzung oder nicht auf einer 
Verletzung eines dinglichen Rechtes an Grundstücken, Gebäuden 
oder Gebäudeteilen beruhen;

b) Arbeits-Rechtsschutz
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnis-
sen sowie aus öffentlichrechtlichen Dienstverhältnissen hinsichtlich 
dienst- und versorgungsrechtlicher Ansprüche;

c) Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und Pacht-
verhältnissen, sonstigen Nutzungsverhältnissen und dinglichen 
Rechten, die Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile zum Ge-
genstand haben;

d) Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus privatrechtlichen 
Schuldverhältnissen und dinglichen Rechten, soweit der Versiche-
rungsschutz nicht in den Leistungsarten a), b) oder c) enthalten ist;

e) Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in steuer- und abga-
berechtlichen Angelegenheiten vor deutschen Finanz- und Verwal-
tungsgerichten;

f) Sozialgerichts-Rechtsschutz
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deutschen Sozial-
gerichten;

g) Verwaltungs-Rechtsschutz
aa) in Verkehrssachen für die Wahrnehmung rechtlicher  

Interessen in verkehrsrechtlichen Angelegenheiten vor 
Verwaltungsbehörden und vor Verwaltungsgerichten;

bb) für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im privaten Be-
reich vor deutschen Verwaltungsgerichten;

h) Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz
für die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren;

i) Straf-Rechtsschutz
für die Verteidigung wegen des Vorwurfes

aa) eines verkehrsrechtlichen Vergehens. Wird rechtskräftig fest
gestellt, dass der Versicherungsnehmer das Vergehen vor-
sätzlich begangen hat, ist er verpflichtet, dem Versicherer die 
Kosten zu erstatten, die dieser für die Verteidigung wegen des 
Vorwurfes eines vorsätzlichen Verhaltens getragen hat;

bb) eines sonstigen Vergehens, dessen vorsätzliche wie auch fahrläs-
sige Begehung strafbar ist, solange dem Versicherungsnehmer 
ein fahrlässiges Verhalten vorgeworfen wird. Wird dem Versi-
cherungsnehmer dagegen vorgeworfen, ein solches Vergehen 
vorsätzlich begangen zu haben, besteht rückwirkend Versiche-
rungsschutz, wenn nicht rechtskräftig festgestellt wird, dass er 
vorsätzlich gehandelt hat.

Es besteht also bei dem Vorwurf eines Verbrechens kein Versiche-
rungsschutz, ebenso wenig bei dem Vorwurf eines Vergehens, das 
nur vorsätzlich begangen werden kann (z. B. Beleidigung, Dieb-
stahl, Betrug).

Dabei kommt es weder auf die Berechtigung des Vorwurfes noch 
auf den Ausgang des Strafverfahrens an.

j) �Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz
für die Verteidigung wegen des Vorwurfes einer Ordnungswidrig-
keit;

k) �Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartner
schafts- und Erbrecht

für Rat oder Auskunft eines in Deutschland zugelassenen Rechtsan-
waltes in familien-, lebenspartnerschafts- und erbrechtlichen Ange-
legenheiten, wenn diese nicht mit einer anderen gebührenpflichti-
gen Tätigkeit des Rechtsanwaltes zusammenhängen;

l) Daten-Rechtsschutz
aa) für die gerichtliche Abwehr von Ansprüchen Betroffener nach 

dem BDSG auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung und Löschung;

bb) für die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes einer 
Straftat oder Ordnungswidrigkeit gemäß §§ 43, 44 BDSG.

Wird dem Versicherungsnehmer vorgeworfen, eine Straftat gemäß 
§ 43 BDSG begangen zu haben, besteht kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer wegen dieser Straftat rechtskräftig 
verurteilt wird. In diesem Fall ist er verpflichtet, dem Versicherer die 
erbrachten Leistungen zurückzuerstatten;

m) Opfer-Rechtsschutz
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im privaten Bereich 
einer versicherten Person als Opfer einer der in § 395 Absatz 1 StPO

–– Ziffer 1 a (Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung)
–– Ziffer 1 c (Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit)
–– Ziffer 1 d (Straftaten gegen die persönliche Freiheit)
–– Ziffer 2 (Straftaten gegen das Leben)

genannten Straftaten.

Rechtsschutz besteht insofern für

–– die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen als Nebenkläger 
und die Vertretung durch einen Rechtsanwalt als Beistand des 
Verletzten;

–– die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Rahmen des Täter-
Opfer-Ausgleiches nach § 46 a Ziffer 1 StGB;

–– die Wahrnehmung rechtlicher Interessen zur Geltendmachung 
von Ansprüchen nach dem Sozialgesetzbuch und dem Opferent-
schädigungsgesetz;

n) Rechtsschutz in Betreuungsverfahren
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen einer versicherten 
Person in unmittelbarem Zusammenhang mit Betreuungsanord-
nungen nach § 1896 ff. BGB;

o) JurLine – telefonische Rechtsberatung im privaten 
Lebensbereich

für einen ersten telefonischen Rat oder eine erste telefonische Aus-
kunft durch einen in Deutschland zugelassenen Rechtsanwalt in pri-
vaten Rechtsangelegenheiten, auf die deutsches Recht anwendbar 
ist, wenn diese Rechtsberatung nicht mit einer anderen gebühren-
pflichtigen Tätigkeit des Rechtsanwaltes zusammenhängt. § 3 ARB 
findet keine Anwendung.

§ 3 AUSGESCHLOSSENE RECHTSANGELEGENHEITEN

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt: 
Rechtsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen

(1)
in ursächlichem Zusammenhang mit

a) Krieg, feindseligen oder terroristischen Handlungen, Aufruhr, inneren 
Unruhen, Streik, Aussperrung oder Erdbeben;

b) Nuklear- und genetischen Schäden, soweit diese nicht auf eine medi-
zinische Behandlung zurückzuführen sind und nicht im Zusammen-
hang mit dem Arbeitsverhältnis des Versicherungsnehmers und/oder 
der mitversicherten Person stehen;

c) Bergbauschäden an Grundstücken und Gebäuden;

d) aa) dem Erwerb oder der Veräußerung eines
– zu Bauzwecken bestimmten Grundstückes oder
– vom Versicherungsnehmer oder den mitversicherten Personen 

nicht selbst zu nutzenden bzw. genutzten Grundstückes, Gebäu-
des oder Gebäudeteiles;

bb) der Planung oder Errichtung eines Gebäudes oder Gebäudeteiles, 
das sich im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers 
befindet oder das dieser zu erwerben oder in Besitz zunehmen 
beabsichtigt;



9

cc) der genehmigungspflichtigen baulichen Veränderung eines 
Grundstückes, Gebäudes oder Gebäudeteiles, das sich im Ei
gentum oder Besitz des Versicherungsnehmers befindet oder das 
dieser zu erwerben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt;

dd) der Finanzierung eines der unter aa) bis cc) genannten Vorhaben;

(2)
a) zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen, es sei denn, dass diese auf 

einer Vertragsverletzung beruhen;

b) aus kollektivem Arbeits- oder Dienstrecht;

c) aus dem Recht der Handelsgesellschaften oder aus Anstellungsverhält-
nissen gesetzlicher Vertreter juristischer Personen;

d) in ursächlichem Zusammenhang mit Patent-, Urheber-, Marken-,  
Geschmacksmuster-, Gebrauchsmusterrechten oder sonstigen  
Rechten aus geistigem Eigentum;

e) aus dem Kartell- oder sonstigem Wettbewerbsrecht;

f) in ursächlichem Zusammenhang mit
aa) Spiel- und Wettverträgen sowie Termin- oder vergleichbaren  

Spekulationsgeschäften und Gewinnzusagen;

bb) der Anschaffung oder Veräußerung von Effekten (z. B. Anleihen, 
Aktien, Investmentanteilen) sowie der Beteiligung an Kapitalan-
lagemodellen, auf welche die Grundsätze der Prospekthaftung 
anwendbar sind (z. B. Abschreibungsgesellschaften, Immobilien-
fonds). Der Ausschluss gilt nicht für Geld- und Vermögensanlagen, 
soweit Lebens- und Rentenversicherungen sowie Sparverträge 
betroffen sind;

g) aus dem Bereich des Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrechtes, 
soweit nicht Beratungs-Rechtsschutz gemäß § 2 k) besteht;

h) aus dem Rechtsschutz-Versicherungsvertrag gegen den Versicherer 
oder das für diesen tätige Schadenabwicklungsunternehmen;

i) wegen der steuerlichen Bewertung von Grundstücken, Gebäuden oder 
Gebäudeteilen sowie wegen Erschließungs- und sonstiger Anliegerab-
gaben, es sei denn, dass es sich um laufend erhobene Gebühren für 
die Grundstücksversorgung handelt;

(3)
a) in Verfahren vor Verfassungsgerichten;

b) in Verfahren vor internationalen oder supranationalen Gerichtshöfen, 
soweit es sich nicht um die Wahrnehmung rechtlicher Interessen von 
Bediensteten internationaler oder supranationaler Organisationen aus 
Arbeitsverhältnissen oder öffentlichrechtlichen Dienstverhältnissen 
handelt;

c) in ursächlichem Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren, das 
über das Vermögen des Versicherungsnehmers eröffnet wurde oder 
eröffnet werden soll;

d) in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- sowie im Bau
gesetzbuch geregelten Angelegenheiten;

e) in Ordnungswidrigkeiten- und Verwaltungsverfahren wegen des  
Vorwurfes eines Halt- oder Parkverstoßes, wenn das Verfahren mit 
einer Einstellung nach § 25 a) StVG endet. In diesen Fällen sind bis 
dahin geleistete Zahlungen vom Versicherungsnehmer an den  
Versicherer zu erstatten. Das Rechtsbehelfsverfahren nach § 25 a)  
Absatz 3 StVG ist vom Versicherungsschutz ausgenommen;

f) in Verfahren aus dem Bereich des Asyl- und Ausländerrechtes sowie aus 
dem Bereich des Rechtes zur Sicherung des Lebensunterhaltes (Grund-
sicherung für Arbeitssuchende/ Sozialhilfe);

g) in Verfahren über die Vergabe von Studienplätzen;

(4)
a) mehrerer Versicherungsnehmer desselben Rechtsschutz-Versiche-

rungsvertrages untereinander, mitversicherter Personen untereinander 
und mitversicherter Personen gegen den Versicherungsnehmer;

b) sonstiger Lebenspartner (nichteheliche und nicht eingetragene Leben-
spartner, gleich welchen Geschlechtes) untereinander in ursächlichem 
Zusammenhang mit der Partnerschaft, auch nach deren Beendigung;

c) aus Ansprüchen oder Verbindlichkeiten, die nach Eintritt des Rechts-
schutzfalles auf den Versicherungsnehmer übertragen worden oder 
übergegangen sind;

d) aus vom Versicherungsnehmer in eigenem Namen geltend gemach-
ten Ansprüchen anderer Personen oder aus eigener Haftung für  
Verbindlichkeiten anderer Personen;

(5)
soweit in den Fällen des § 2 a) bis h) ein ursächlicher Zusammenhang 
damit besteht, dass der Versicherungsnehmer den Tatbestand, der 
gemäß § 4 ARB den Rechtsschutzfall darstellt, vorsätzlich und rechts-
widrig verwirklicht hat. Stellt sich ein solcher Zusammenhang im 
Nachhinein heraus, ist der Versicherungsnehmer zur Rückzahlung der 
Leistungen verpflichtet, die der Versicherer für ihn erbracht hat.

§ 3 A) ABLEHNUNG DES STICHENTSCHEIDS WEGEN 
MANGELNDER ERFOLGSAUSSICHTEN ODER WEGEN 
MUTWILLIGKEIT – STICHENTSCHEID 

(1)
Der Versicherer kann den Rechtsschutz ablehnen, wenn seiner  
Auffassung nach

a) in einem der Fälle des § 2 a) bis g) die Wahrnehmung der rechtlichen 
Interessen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat oder

b) die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen mutwillig ist. Mutwillig-
keit liegt dann vor, wenn der durch die Wahrnehmung der rechtlichen 
Interessen voraussichtlich entstehende Kostenaufwand unter Berück-
sichtigung der berechtigten Belange der Versichertengemeinschaft in 
einem groben Missverhältnis zum angestrebten Erfolg steht.
Die Ablehnung ist dem Versicherungsnehmer in diesen Fällen unver-
züglich unter Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen. Eine von der 
Beurteilung des ROLAND-Partner-Rechtsanwaltes abweichende Beur-
teilung der Erfolgsaussichten wird nicht getroffen.

(2)
Hat der Versicherer seine Leistungspflicht gemäß Absatz 1 verneint 
und stimmt der Versicherungsnehmer der Auffassung des Versicherers 
nicht zu, kann er den für ihn tätigen oder noch zu beauftragenden 
Rechtsanwalt auf Kosten des Versicherers veranlassen, diesem ge-
genüber eine begründete Stellungnahme abzugeben, ob die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen in einem angemessenen Verhältnis 
zum angestrebten Erfolg steht und hinreichende Aussicht auf Erfolg 
verspricht. Die Entscheidung ist für beide Teile bindend, es sei denn, 
dass sie offenbar von der wirklichen Sach- und Rechtslage erheblich 
abweicht.

(3)
Der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer eine Frist von min-
destens einem Monat setzen, binnen deren der Versicherungsnehmer 
den Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß über die Sachlage 
zu unterrichten und die Beweismittel anzugeben hat, damit dieser die 
Stellungnahme gemäß Absatz 2 abgeben kann. Kommt der Versiche-
rungsnehmer dieser Verpflichtung nicht innerhalb der vom Versicherer 
gesetzten Frist nach, entfällt der Versicherungsschutz. Der Versicherer 
ist verpflichtet, den Versicherungsnehmer ausdrücklich auf die mit 
dem Fristablauf verbundene Rechtsfolge hinzuweisen.

§ 4 VORAUSSETZUNG FÜR DEN ANSPRUCH AUF 
RECHTSSCHUTZ
SOWEIT NICHT ETWAS ANDERES VEREINBART IST, GILT:

(1)
Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines  
Rechtsschutzfalles

a) im Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß § 2 a) von dem Schaden
ereignis an, das dem Anspruch zugrunde liegt;

b) aa) im Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- 
und Erbrecht gemäß § 2 k) von dem Ereignis an, das die Änderung  
der Rechtslage des Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten 
Person zur Folge hat;

bb) im Fall der JurLine – telefonische Rechtsberatung im privaten 
Lebensbereich gemäß § 2 o) von dem Zeitpunkt an, in dem das Bera-
tungsbedürfnis aufgrund konkreter Lebensumstände entstanden ist;

c) in allen anderen Fällen von dem Zeitpunkt an, in dem der Versiche-
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rungsnehmer oder ein anderer einen Verstoß gegen Rechtspflichten 
oder Rechtsvorschriften begangen hat oder begangen haben soll.

Die Voraussetzungen nach a) bis c) müssen nach Beginn des Versiche
rungsschutzes gemäß § 7 und vor dessen Beendigung eingetreten 
sein. Für die Leistungsarten nach § 2 b) und c) sowie § 2 d) (soweit der 
berufliche Bereich versichert ist) und § 2 g) bb) besteht Versicherungs-
schutz jedoch erst nach Ablauf von drei Monaten nach Versicherungs-
beginn (Wartezeit), soweit es sich nicht um die Geltendmachung von 
Schadenersatzansprüchen wegen der Verletzung dinglicher Rechte an 
Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen handelt.

(2)
Erstreckt sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum, ist dessen 
Beginn maßgeblich. Sind für die Wahrnehmung rechtlicher Interes-
sen mehrere Rechtsschutzfälle ursächlich, ist der erste entscheidend, 
wobei jedoch jeder Rechtsschutzfall außer Betracht bleibt, der länger 
als ein Jahr vor Beginn des Versicherungsschutzes für den betroffenen 
Gegenstand der Versicherung eingetreten oder, soweit sich der 
Rechtsschutzfall über einen Zeitraum erstreckt, beendet ist.

(3)
Es besteht kein Rechtsschutz, wenn

a) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des  
Versicherungsschutzes vorgenommen wurde, den Verstoß nach  
Absatz 1 c) ausgelöst hat;

b) der Anspruch auf Rechtsschutz erstmals später als drei Jahre nach  
Beendigung des Versicherungsschutzes für den betroffenen Gegen-
stand der Versicherung geltend gemacht wird.

(4)
Im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) besteht kein Rechts
schutz, wenn die tatsächlichen oder behaupteten Voraussetzungen 
für die der Angelegenheit zugrunde liegende Steuer- oder Abgabe
festsetzung vor dem im Versicherungsschein bezeichneten Versiche
rungsbeginn eingetreten sind oder eingetreten sein sollen.

§ 4 A) VERSICHERERWECHSEL

(1)
Sofern im Versicherungsschein nichts anderes vereinbart ist, besteht 
in Abweichung von § 4 Absatz 3 und Absatz 4 Anspruch auf Rechts-
schutz, wenn

a) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des  
Versicherungsschutzes vorgenommen wurde, in die Vertragslaufzeit 
eines Vorversicherers fällt und der Verstoß gemäß § 4 Absatz 1 c) erst 
während der Vertragslaufzeit des Versicherungsvertrages eintritt; aller-
dings nur dann, wenn bezüglich des betroffenen Risikos lückenloser 
Versicherungsschutz besteht;

b) der Versicherungsfall in die Vertragslaufzeit eines Vorversicherers fällt 
und der Anspruch auf Rechtsschutz später als drei Jahre nach Ende der 
Vertragslaufzeit eines Vorversicherers gegenüber dem Versicherer  
geltend gemacht wird; allerdings nur dann, wenn der Versicherungs-
nehmer die Meldung beim Vorversicherer nicht vorsätzlich oder grob 
fahrlässig versäumt hat und bezüglich des betroffenen Risikos lücken-
loser Versicherungsschutz besteht;

c) im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) die tatsächlichen oder 
behaupteten Voraussetzungen für die der Angelegenheit zugrunde  
liegende Steuer- oder Abgabefestsetzung während der Laufzeit eines 
Vorversicherers eingetreten sind oder eingetreten sein sollen und der 
Verstoß gemäß § 4 Absatz 1 c) erst während der Vertragslaufzeit des 
Versicherungsvertrages eintritt; allerdings nur dann, wenn bezüglich 
des betroffenen Risikos lückenloser Versicherungsschutz besteht.

(2)
Rechtsschutz wird in dem Umfang gewährt, der zum Zeitpunkt des 
Eintritts des Rechtsschutzfalles bestanden hat, höchstens jedoch im 
Umfang des Vertrages des Versicherers.

§ 5 LEISTUNGSUMFANG
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:

(1)
Der Versicherer erbringt und vermittelt Dienstleistungen zur rechtli-
chen Interessenwahrnehmung und trägt

a) bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Inland die Vergütung eines für 
den Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwaltes bis zur Höhe der  
gesetzlichen Vergütung eines am Ort des zuständigen Gerichtes  
ansässigen Rechtsanwaltes. Der Versicherer trägt in Fällen, in denen 
das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz für die Erteilung eines mündlichen 
oder schriftlichen Rates oder einer Auskunft (Beratung), die nicht mit 
einer anderen gebührenpflichtigen Tätigkeit zusammenhängt, und für 
die Ausarbeitung eines Gutachtens keine der Höhe nach bestimmte 
Gebühr festsetzt, je nach Rechtsschutzfall eine Vergütung bis zu 
250 €.Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie vom 
zuständigen Gericht entfernt und erfolgt eine gerichtliche Wahrneh-
mung seiner Interessen, trägt der Versicherer bei den Leistungsarten 
gemäß § 2 a) bis g) weitere Kosten bis zur Höhe der gesetzlichen Ver-
gütung eines Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr des  
Versicherungsnehmers mit dem Prozessbevollmächtigten führt;

b) bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Ausland die Vergütung eines für 
den Versicherungsnehmer tätigen, am Ort des zuständigen Gerichtes 
ansässigen ausländischen oder eines im Inland zugelassenen Rechts-
anwaltes. Im letzteren Fall trägt der Versicherer die Vergütung bis zur 
Höhe der gesetzlichen Vergütung, die entstanden wäre, wenn das 
Gericht, an dessen Ort der Rechtsanwalt ansässig ist, zuständig wäre.

Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie vom zu-
ständigen Gericht entfernt und ist ein ausländischer Rechtsanwalt für 
den Versicherungsnehmer tätig, trägt der Versicherer weitere Kosten 
für einen im Landgerichtsbezirk des Versicherungsnehmers ansässigen 
Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines Rechtsan-
waltes, der lediglich den Verkehr mit dem ausländischen Rechtsanwalt 
führt. 

Ist der Rechtsschutzfall durch einen Kraftfahrtunfall im europäischen 
Ausland eingetreten und eine zunächst betriebene Regulierung mit 
dem Schadenregulierungsbeauftragten bzw. der Entschädigungsstelle 
im Inland erfolglos geblieben, so dass eine Rechtsverfolgung im Aus-
land notwendig wird, trägt der Versicherer zusätzlich die Kosten eines 
inländischen Rechtsanwaltes bei der Regulierung mit dem Schaden-
regulierungsbeauftragten bzw. der Entschädigungsstelle im Inland bis 
zur Höhe einer Korrespondenzgebühr;

c) die Gerichtskosten einschließlich der Entschädigung für Zeugen und 
Sachverständige, die vom Gericht herangezogen werden, sowie die 
Kosten des Gerichtsvollziehers;

d) die Gebühren eines Schieds- oder Schlichtungsverfahrens bis zur Höhe 
der Gebühren, die im Falle der Anrufung eines zuständigen staatlichen 
Gerichtes erster Instanz entstehen;

e) die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden einschließlich der 
Entschädigung für Zeugen und Sachverständige, die von der Verwal-
tungsbehörde herangezogen werden, sowie die Kosten der Vollstre-
ckung im Verwaltungswege;

f) die übliche Vergütung
aa) eines öffentlich bestellten technischen Sachverständigen oder 

einer rechtsfähigen technischen Sachverständigenorganisation  
in Fällen der

– Verteidigung in verkehrsrechtlichen Straf- und Ordnungswidrig-
keitenverfahren;

– Wahrnehmung der rechtlichen Interessen aus Kauf- und  
Reparaturverträgen von Motorfahrzeugen sowie Anhängern;

bb) eines im Ausland ansässigen Sachverständigen in Fällen der Gel-
tendmachung von Ersatzansprüchen wegen der im Ausland ein-
getretenen Beschädigung eines Motorfahrzeuges sowie  
Anhängers;

g) die Kosten der Reisen des Versicherungsnehmers zu einem auslän-
dischen Gericht, wenn sein Erscheinen als Beschuldigter oder Partei 
vorgeschrieben und zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erforderlich 
ist. Die Kosten werden bis zur Höhe der für Geschäftsreisen von deut-
schen Rechtsanwälten geltenden Sätze übernommen;

h) die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen Inter
essen entstandenen Kosten, soweit der Versicherungsnehmer zu deren 
Erstattung verpflichtet ist.

(2)
a) Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme der vom Versicherer 

zu tragenden Kosten verlangen, sobald er nachweist, dass er zu deren 
Zahlung verpflichtet ist oder diese Verpflichtung bereits erfüllt hat.

b) Vom Versicherungsnehmer in fremder Währung aufgewandte Kosten 
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werden diesem in Euro zum Wechselkurs des Tages erstattet, an dem 
diese Kosten vom Versicherungsnehmer gezahlt wurden.

(3)
Der Versicherer trägt nicht

a) Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechtspflicht über
nommen hat;

b) Kosten, die im Zusammenhang mit einer einverständlichen Erledi-
gung entstanden sind, soweit sie nicht dem Verhältnis des vom Ver-
sicherungsnehmer angestrebten Ergebnisses zum erzielten Ergebnis 
entsprechen, es sei denn, dass eine hiervon abweichende Kostenver-
teilung gesetzlich vorgeschrieben ist;

c) die im Versicherungsschein vereinbarte Selbstbeteiligung je Rechts-
schutzfall, es sei denn, die Tätigkeit des Rechtsanwaltes beschränkt 
sich auf die Leistungsart JurLine – telefonische Rechtsberatung im  
privaten Lebensbereich gemäß § 2 o);

d) Kosten, die aufgrund der vierten oder jeder weiteren Zwangsvoll
streckungsmaßnahme je Vollstreckungstitel entstehen;

e) Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die später 
als fünf Jahre nach Rechtskraft des Vollstreckungstitels eingeleitet  
werden;

f) Kosten für Strafvollstreckungsverfahren jeder Art nach Rechtskraft einer 
Geldstrafe oder -buße unter 250 €;

g) Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpflichtet wäre, wenn der 
Rechtsschutzversicherungsvertrag nicht bestünde.

(4)
Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall höchstens die verein-
barte Versicherungssumme. Zahlungen für den Versicherungsnehmer 
und mitversicherte Personen aufgrund desselben Rechtsschutzfalles 
werden hierbei zusammengerechnet. Dies gilt auch für Zahlungen 
aufgrund mehrerer Rechtsschutzfälle, die zeitlich und ursächlich zu-
sammenhängen.

(5)
Der Versicherer sorgt für

a) die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen 
des Versicherungsnehmers im Ausland notwendigen schriftlichen Un-
terlagen und trägt die dabei anfallenden Kosten;

b) die Bestellung eines im Ausland für die Wahrnehmung der rechtlichen 
Interessen des Versicherungsnehmers erforderlichen Dolmetschers und 
trägt die für dessen Tätigkeit entstehenden Kosten;

c) die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der vereinbarten Höhe für 
eine Kaution, die gestellt werden muss, um den Versicherungsnehmer 
einstweilen von Strafverfolgungsmaßnahmen zu verschonen.

(6)
Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, gelten  
entsprechend

a) in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und im Beratungs-
Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht (§ 2 k) 
für Notare;

b) im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) für Angehörige der  
steuerberatenden Berufe;

c) bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland für dort ansässige 
rechts- und sachkundige Bevollmächtigte.

§ 6 ÖRTLICHER GELTUNGSBEREICH
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:

(1)
Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
in Europa, den Anliegerstaaten des Mittelmeeres, auf den Kanarischen 
Inseln, Madeira oder den Azoren erfolgt und ein Gericht oder eine Be-
hörde in diesem Bereich gesetzlich zuständig ist oder zuständig wäre, 
wenn ein gerichtliches oder behördliches Verfahren eingeleitet werden 
würde.

(2)
Für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen außerhalb des Geltungs-
bereiches nach Absatz 1 trägt der Versicherer bei Rechtsschutzfällen, 
die dort während eines längstens sechs Monate dauernden Aufent-
haltes eintreten, die Kosten nach § 5 Absatz 1 bis zu einem Höchstbe-
trag von 50.000 €. Kosten bis zu dieser Höhe auch für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen aus Verträgen übernommen, die über das 
Internet abgeschlossen wurden, soweit eine Interessenwahrnehmung 
außerhalb des Geltungsbereiches gemäß Absatz 1 notwendig ist.  
Insoweit besteht kein Rechtsschutz

a) für die Interessenwahrnehmung im Zusammenhang mit dem Erwerb 
oder der Veräußerung von dinglichen Rechten oder Teilzeitnutzungs-
rechten (Timesharing) an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäude
teilen;

b) für die Interessenwahrnehmung gemäß § 24 Absatz 2 b), § 28 Absatz 
3 b) sowie der Klausel zu § 28 Absatz 3 b) (KompaktPlus-Rechtsschutz 
für Unternehmen und freie Berufe).

§ 7 BEGINN DES VERSICHERUNGSSCHUTZES
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten 
oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von § 9 B Absatz 1 Satz 2 
zahlt. Eine vereinbarte Wartezeit bleibt unberührt.

§ 8 DAUER UND ENDE DES VERTRAGES

(1) Vertragsdauer
Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit 
abgeschlossen.

(2) Stillschweigende Verlängerung
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich 
der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner 
spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versiche-
rungsjahres eine Kündigung in Textform zugegangen ist.

(3) Vertragsbeendigung
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 
Vertrag, ohne dass es einer Kündigung in Textform bedarf, zum 
vorgesehenen Zeitpunkt.

(4)
Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag 
schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden 
Jahres in Textform gekündigt werden; die Kündigung muss dem 
Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablaufdes jewei-
ligen Versicherungsjahres zugegangen sein.

§ 9 VERSICHERUNGSBEITRAG
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:

A. Beitrag und Versicherungssteuer

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungssteuer, die 
der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe 
zu entrichten hat.

B. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder  
einmaliger Beitrag

(1) Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung
Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheines fällig. 
Ist Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, gilt als erster 
Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrages.

(2) Späterer Beginn des Versicherungsschutzes
Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen  
Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Der 
Versicherungsschutz beginnt aber zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

(3) Rücktritt
Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen  
Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag  
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zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer 
kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

C. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag

(1) Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung
Die Folgebeiträge sind am Monatsersten des vereinbarten  
Beitragszeitraumes fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn  
sie zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung 
angegebenen Zeitpunkt erfolgt.

(2) Verzug
Wird der Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der  
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn,  
dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. Der  
Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug  
entstandenen Schadens zu verlangen.

(3) Zahlungsaufforderung
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der  
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten  
in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens  
zwei Wochen betragen muss. Diese Bestimmung ist nur  
wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags,  
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen 
angibt, die nach den Absätzen 4 und 5 mit dem Fristablauf  
verbunden sind.

(4) Kein Versicherungsschutz
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch 
mit der Zahlung im Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur 
Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsauf-
forderung nach Absatz 3 darauf hingewiesen wurde.

(5) Kündigung
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch 
mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungsneh-
mer mit der Zahlungsaufforderung nach Absatz 3 darauf hinge-
wiesen hat.

Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versicherungsnehmer 
danach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht 
der Vertrag fort. Für Rechtsschutzfälle, die zwischen dem Zugang der 
Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein 
Versicherungsschutz.

D. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung

(1) Rechtzeitige Zahlung
Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart, gilt 
die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fälligkeitstag 
eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer 
berechtigten Einziehung nicht widerspricht. Konnte der fällige Bei-
trag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer 
nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch recht-
zeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebenen  
Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

(2) Beendigung des Lastschriftverfahrens
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versi-
cherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder 
hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, 
dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer 
berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens 
zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des 
Beitrages erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Text-
form aufgefordert worden ist.

E. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, sind die noch 
ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit 
der Zahlung einer Rate im Verzug ist. Ferner kann der Versicherer für 
die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen.

F. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit 
nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des 
Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz 
bestanden hat.

§ 10 BEDINGUNGS- UND BEITRAGSANPASSUNG

A. Bedingungsanpassung
(1)

Der Versicherer ist berechtigt, bei

– Änderung bestehender oder Inkrafttreten neuer Rechtsvorschriften, 
die sich unmittelbar auf einzelne Bestimmungen des Versicherungs-
vertrages auswirken;

– den Versicherungsvertrag betreffender Änderung der höchstrichter-
lichen Rechtsprechung;

– rechtskräftiger Feststellung der Unwirksamkeit einzelner  
Bedingungen durch ein Gericht oder

– Beanstandung einzelner Bedingungen als mit geltendem Recht 
nicht vereinbar durch die Versicherungsaufsichtsbehörde oder  
Kartellbehörde im Wege eines bestandskräftigen Verwaltungsakts 
die betroffenen Bedingungen zu ändern, zu ergänzen oder zu  
ersetzen (Anpassung).

(2)
Die Anpassung kommt nur in Betracht für Bedingungen über Gegen-
stand und Umfang der Versicherung, Ausschlüsse, Obliegenheiten 
des Versicherungsnehmers nach Vertragsschluss, Beitragsanpassung, 
Vertragsdauer und Kündigung.

(3)
Die Anpassung ist nur zulässig, wenn durch die genannten  
Änderungsanlässe das bei Vertragsschluss zugrunde gelegte  
Verhältnis in nicht unbedeutendem Maße gestört ist. In den  
Fällen der Unwirksamkeit und der Beanstandung einzelner  
Bedingungen ist die Anpassung darüber hinaus nur dann zulässig, 
wenn die gesetzlichen Vorschriften keine Regelungen enthalten,  
die an die Stelle der unwirksamen oder beanstandten Bedingungen 
treten.

(4)
Durch die Anpassung darf das bei Vertragsschluss zugrunde  
gelegte Verhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung bei  
Gesamtbetrachtung der Anpassung nicht zum Nachteil des  
Versicherungsnehmers geändert werden (Verschlechterungsverbot). 
Die Anpassung muss nach den Grundsätzen einer ergänzenden Ver-
tragsauslegung unter Wahrung der beiderseitigen Interessen  
erfolgen.

(5)
Die Anpassungsbefugnis besteht unter den oben genannten  
Voraussetzungen für im Wesentlichen inhaltsgleiche Bedingungen 
des Versicherers, wenn sich die gerichtlichen und behördlichen Ent-
scheidungen gegen Bedingungen anderer Versicherer richten.

(6)
Die Zulässigkeit und Angemessenheit der Anpassung muss von einem 
unabhängigen Treuhänder überprüft und bestätigt werden. Die Be-
stimmungen des Versicherungsaufsichtsgesetzes für die Bestellung 
eines Treuhänders gelten entsprechend.

(7)
Die angepassten Bedingungen werden dem Versicherungsnehmer 
schriftlich bekannt gegeben und erläutert. Sie gelten als genehmigt, 
wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalb von sechs Wochen 
nach Bekanntgabe schriftlich widerspricht. Hierauf wird er bei der 
Bekanntgabe ausdrücklich hingewiesen. Zur Wahrung der Frist genügt 
die rechtzeitige Absendung des Widerspruchs.

(8)
Bei fristgemäßem Widerspruch tritt die Anpassung nicht in Kraft. Der 
Versicherer kann innerhalb von vier Wochen nach Zugang des Wider-
spruchs den Versicherungsvertrag mit einer Frist von acht Wochen 
zum Ende eines jeden Monats kündigen, wenn für ihn das Festhalten 
an dem Vertrag ohne die Anpassung unzumutbar ist.

B. Beitragsanpassung
(1)

Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt bis zum 1. Juli eines jeden 
Jahres, um welchen Vomhundertsatz sich für die Rechtsschutz-Ver-
sicherung das Produkt von Schadenhäufigkeit und Durchschnitt der 
Schadenzahlungen einer genügend großen Zahl der die Rechtsschutz-
Versicherung betreibenden Versicherer im vergangenen Kalenderjahr 
erhöht oder vermindert hat. Als Schadenhäufigkeit eines Kalender-
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jahres gilt die Anzahl der in diesem Jahr gemeldeten Rechtsschutzfälle 
geteilt durch die Anzahl der im Jahresmittel versicherten Risiken. Als 
Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres gilt die 
Summe der Zahlungen, die für alle in diesem Jahr erledigten Rechts-
schutzfälle insgesamt geleistet wurden, geteilt durch die Anzahl 
dieser Rechtsschutzfälle. Veränderungen der Schadenhäufigkeit und 
des Durchschnitts der Schadenzahlungen, die aus Leistungsverbes-
serungen herrühren, werden bei den Feststellungen des Treuhänders 
nur bei denjenigen Verträgen berücksichtigt, in denen sie in beiden 
Vergleichsjahren bereits enthalten sind.

(2)
Die Ermittlung des Treuhänders erfolgt für Versicherungsverträge

– gemäß den §§ 21 und 22 ARB,

– gemäß den §§ 23, 24, 25 und 29 ARB, 22 und 24 TRB,

– gemäß den §§ 26 und 27 ARB, 21 TRB, Basis-Rechtsschutz für  
private Haushalte,

– gemäß §§ 28 ARB, 23 und 25 TRB, Basis-Rechtsschutz für Unterneh-
men und freie Berufe

nebst den zusätzlich vereinbarten Klauseln gesondert, und zwar jeweils 
unterschieden nach Verträgen mit und ohne Selbstbeteiligung. (TRB = 
Besondere Bedingungen für die Top-Rechtsschutz-Versicherung)

(3)
Ergeben die Ermittlungen des Treuhänders einen Vomhundertsatz 
unter 5, unterbleibt eine Beitragsänderung. Der Vomhundertsatz ist 
jedoch in den folgenden Jahren mit zu berücksichtigen.

Ergeben die Ermittlungen des Treuhänders einen höheren Vomhun-
dertsatz, ist dieser, wenn er nicht durch 2,5 teilbar ist, auf die nächst-
niedrige durch 2,5 teilbare Zahl abzurunden.

Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle einer 
Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um den abgerun-
deten Vomhundertsatz zu verändern. Der erhöhte Beitrag darf den 
zum Zeitpunkt der Erhöhung geltenden Tarifbeitrag nicht übersteigen.

(4)
Hat sich der entsprechend Absatz 1 nach den unternehmenseigenen 
Zahlen des Versicherers zu ermittelnde Vomhundertsatz in den letzten 
drei Jahren, in denen eine Beitragsanpassung möglich war, geringer 
erhöht, als er vom Treuhänder für diese Jahre festgestellt wurde, darf 
der Versicherer den Folgejahresbeitrag in der jeweiligen Anpassungs-
gruppe gemäß Absatz 2 nur um den im letzten Kalenderjahr nach 
seinen Zahlen ermittelten Vomhundertsatz erhöhen. Diese Erhöhung 
darf diejenige nicht übersteigen, die sich nach Absatz 3 ergibt.

(5)
Die Beitragsanpassung gilt für alle Folgejahresbeiträge, die ab  
1. Oktober des Jahres, in dem die Ermittlungen des Treuhänders 
erfolgten, fällig werden. Sie unterbleibt, wenn seit dem im Versiche-
rungsschein bezeichneten Versicherungsbeginn für den Gegenstand 
der Versicherung noch nicht ein Jahr abgelaufen ist.

(6)
Erhöht sich der Beitrag, ohne dass sich der Umfang des Versiche-
rungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den Versiche-
rungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers mit sofortiger Wirkung in Textform kündigen, frühestens 
jedoch zu dem Zeitpunkt, in dem die Beitragserhöhung wirksam 
werden sollte. Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der 
Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss 
dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksam-
werden der Beitragserhöhung zugehen. Eine Erhöhung der Versiche-
rungssteuer begründet kein Kündigungsrecht.

§ 11 ÄNDERUNG DER FÜR DIE BEITRAGSBEMESSUNG 
WESENTLICHEN UMSTÄNDE

A. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers

(1) Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über
gefahrerhebliche Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragser-
klärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände in 
Textform anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform 
gefragt hat und die für den Entschluss des Versicherers erheblich 
sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der 

Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als 
nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Ver-
sicherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den 
Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag über-
haupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, 
muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe 
er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

(2) Rücktritt des Versicherers
a) Voraussetzungen des Rücktritts Unvollständige und unrichtige 

Angaben zu den gefahrerheblichen Umständen berechtigen den 
Versicherer, vom Versicherungsvertrag zurückzutreten.

b) Ausschluss des Rücktrittsrechts 
Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen oder 
unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Ver-
letzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte.

c) Folgen des Rücktritts 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, 
darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig 
angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalles 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich 
war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig ver-
letzt hat.

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht.

(3) Kündigung
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die 
Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat in Textform kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte.

(4) Rückwirkende Vertragsanpassung
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er 
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die 
anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverlet-
zung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 
10 Prozent oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für 
den nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsneh-
mer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mittei-
lung des Versicherers fristlos in Textform kündigen.

(5) Ausübung der Rechte des Versicherers
Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 2 bis 4 zustehenden 
Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begrün-
det, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er 
seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur 
Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Mo-
natsfrist nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 2 bis 4 nur zu, wenn 
er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat.
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Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 2 bis 4 genannten 
Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrum-
stand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

(6) Anfechtung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung 
steht dem Versicherer der Teil des Beitrags zu, der der bis zum 
Wirksamwerden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertrags-
zeit entspricht.

B. Gefahrerhöhung

(1)
Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif des 
Versicherers einen höheren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, 
kann der Versicherer vom Eintritt dieses Umstandes an für die hier-
durch entstandene höhere Gefahr den höheren Beitrag verlangen. 
Wird die höhere Gefahr nach dem Tarif des Versicherers auch gegen 
einen höheren Beitrag nicht übernommen, kann der Versicherer die 
Absicherung der höheren Gefahr ausschließen. Erhöht sich der Beitrag 
wegen der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Prozent oder schließt der 
Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr aus, kann der Versi-
cherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. 
In der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf  
dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.

(2)
Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif des 
Versicherers einen geringeren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, 
kann der Versicherer vom Eintritt dieses Umstandes an nur noch den 
geringeren Beitrag verlangen. Zeigt der Versicherungsnehmer diesen 
Umstand dem Versicherer später als zwei Monate nach dessen Eintritt 
an, wird der Beitrag erst vom Eingang der Anzeige an herabgesetzt.

(3)
Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb eines Monats 
nach Zugang einer Aufforderung die zur Beitragsberechnung erforder-
lichen Angaben zu machen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese 
Pflicht, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat kündigen. Macht der Versicherungsnehmer bis zum 
Fristablauf diese Angaben vorsätzlich unrichtig oder unterlässt er die 
erforderlichen Angaben vorsätzlich und tritt der Versicherungsfall spä-
ter als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein, in dem die Angaben dem 
Versicherer hätten zugehen müssen, so hat der Versicherungsnehmer 
keinen Versicherungsschutz, es sei denn, dem Versicherer war der 
Eintritt des Umstandes zu diesem Zeitpunkt bekannt. Beruht das Un-
terlassen der erforderlichen Angaben oder die unrichtige Angabe auf 
grober Fahrlässigkeit, kann der Versicherer den Umfang des Versiche-
rungsschutzes in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis kürzen. Das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 
Der Versicherungsnehmer hat gleichwohl Versicherungsschutz, wenn 
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung des 
Versicherers abgelaufen war und er nicht gekündigt hat. Gleiches gilt, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahr weder für 
den Eintritt des Versicherungsfalles noch für den Umfang der Leistung 
des Versicherers ursächlich war.

(4)
Die vorstehenden Regelungen finden keine Anwendung, wenn sich die 
Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als ver-
einbart anzusehen ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert sein soll.

§ 12 WEGFALL DES VERSICHERTEN INTERESSES

(1)
Der Vertrag endet, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, zu dem 
Zeitpunkt, zu dem der Versicherer davon Kenntnis erhält, dass das ver-
sicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weggefallen ist. 
In diesem Fall steht ihm der Beitrag zu, den er hätte erheben können, 
wenn die Versicherung nur bis zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung 
beantragt worden wäre.

(2)
Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers besteht der Versiche-
rungsschutz bis zum Ende der laufenden Beitragsperiode fort, soweit 
der Beitrag am Todestag gezahlt war und nicht aus sonstigen Grün-
den ein Wegfall des Gegenstandes der Versicherung vorliegt. Wird 
der nach dem Todestag nächstfällige Beitrag bezahlt, bleibt der Versi-
cherungsschutz in dem am Todestag bestehenden Umfang aufrecht-

erhalten. Derjenige, der den Beitrag gezahlt hat oder für den gezahlt 
wurde, tritt an die Stelle des verstorbenen Versicherungsnehmers. Er 
kann innerhalb eines Jahres nach dem Todestag die Aufhebung des 
Versicherungsvertrages mit Wirkung ab Todestag verlangen.

(3)
Wechselt der Versicherungsnehmer die im Versicherungsschein be-
zeichnete selbst genutzte Wohnung oder das selbst genutzte Einfa-
milienhaus, geht der Versicherungsschutz auf das neue Objekt über. 
Versichert sind Rechtsschutzfälle, die im Zusammenhang mit der 
Eigennutzung stehen, auch soweit sie erst nach dem Auszug aus dem 
bisherigen Objekt eintreten. Das Gleiche gilt für Rechtsschutzfälle, die 
sich auf das neue Objekt beziehen und vor dessen geplantem oder 
tatsächlichem Bezug eintreten.

(4)
Wechselt der Versicherungsnehmer ein Objekt, das er für seine ge-
werbliche, freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit selbst 
nutzt, findet Absatz 3 entsprechende Anwendung, wenn das neue 
Objekt nach dem Tarif des Versicherers weder nach Größe noch nach 
Miet- oder Pachthöhe einen höheren als den vereinbarten Beitrag 
rechtfertigt.

§ 13 KÜNDIGUNG NACH RECHTSSCHUTZFALL

(1)
Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, obwohl er zur Leistung 
verpflichtet ist, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag vorzeitig 
kündigen.

(2)
Bejaht der Versicherer seine Leistungspflicht für mindestens zwei in-
nerhalb von zwölf Monaten eingetretene Rechtsschutzfälle, sind der 
Versicherungsnehmer und der Versicherer nach Anerkennung der 
Leistungspflicht für den zweiten oder jeden weiteren Rechtsschutzfall 
berechtigt, den Vertrag vorzeitig zu kündigen.

(3) 
Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat 
nach Zugang der Ablehnung des Rechtsschutzes gemäß Absatz 1 oder 
Anerkennung der Leistungspflicht gemäß Absatz 2 in Textform zuge-
gangen sein.

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach 
ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer 
kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeit-
punkt, spätestens jedoch zum Ende des laufenden Versicherungsjah-
res, wirksam wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zu-
gang beim Versicherungsnehmer wirksam.

(4)
Wird der Vertrag gekündigt, hat der Versicherer nur Anspruch  
auf den Teil des Beitrags, der der abgelaufenen Vertragszeit  
entspricht.

§ 14 GESETZLICHE VERJÄHRUNG

(1)
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. 
Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches.

(2)
Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers bei dem Versicherer an-
gemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem 
Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem 
Versicherten in Textform zugeht.

§ 15 RECHTSSTELLUNG MITVERSICHERTER  
PERSONEN/DEFINITION LEBENSPARTNER

(1)
Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und im 
jeweils bestimmten Umfang für die in §§ 21 bis 28 oder im Versiche-
rungsschein genannten sonstigen Personen. Außerdem besteht Ver-
sicherungsschutz für Ansprüche, die natürlichen Personen aufgrund 
Verletzung oder Tötung des Versicherungsnehmers oder einer mitver-
sicherten Person kraft Gesetzes zustehen.
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(2)
Für mitversicherte Personen gelten die den Versicherungsnehmer be-
treffenden Bestimmungen sinngemäß. Der Versicherungsnehmer kann 
jedoch widersprechen, wenn eine andere mitversicherte Person als sein 
ehelicher, eingetragener oder im Versicherungsschein genannter son-
stiger Lebenspartner Rechtsschutz verlangt.

(3)
Mitversicherte Lebenspartner sind

(a) der Ehepartner oder
(b) der eingetragene Lebenspartner oder
(c) der im Versicherungsschein genannte sonstige Lebenspartner.

Die Mitversicherung eines Lebenspartners nach Absatz 3 c) setzt  
voraus, dass weder der Versicherungsnehmer noch der Lebenspartner 
anderweitig verheiratet ist oder eine andere eingetragene Lebenspart-
nerschaft besteht.

§ 16 ANZEIGEN, WILLENSERKLÄRUNGEN,  
ANSCHRIFTENÄNDERUNG

(1)
Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen 
an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versiche-
rungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete 
Geschäftsstelle gerichtet werden.

(2)
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem 
Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem 
Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als 
zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensände-
rung des Versicherungsnehmers.

(3)
Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbe-
betrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen 
Niederlassung die Bestimmungen des Absatzes 2 entsprechende An-
wendung.

§ 17 VERHALTEN NACH EINTRITT EINES  
RECHTSSCHUTZFALLES

(1)
Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherungsneh-
mers nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles erforderlich, hat er

a) dem Versicherer den Rechtsschutzfall unverzüglich – ggf. auch münd-
lich oder telefonisch – anzuzeigen;

b) den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß über sämtliche Um-
stände des Rechtsschutzfalles zu unterrichten sowie Beweismittel anzu-
geben und Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen;

c) soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden,

aa) Kosten auslösende Maßnahmen mit dem Versicherer abzustim-
men, insbesondere vor der Erhebung und Abwehr von Klagen 
sowie vor der Einlegung von Rechtsmitteln die Zustimmung des 
Versicherers einzuholen; Hat der Versicherungsnehmer einen 
ROLAND-Partner-Rechtsanwalt beauftragt und liegt der Streit-
wert unter 50.000 €, können Klage, Rechtsmittel und Rechts-
beschwerde ohne vorherige Zustimmung eingelegt werden, 
soweit sich im Lauf der Mandatsbearbeitung und nach Erhalt 
der Deckungszusage keine Änderungen im Sachvortrag der 
Parteien ergeben, die Einfluss auf die Leistungsverpflichtung des 
Versicherers haben können;

bb) für die Minderung des Schadens im Sinne des § 82 VVG zu 
sorgen. Dies bedeutet, dass die Rechtsverfolgungskosten so 
gering wie möglich gehalten werden sollen. Von mehreren 
möglichen Vorgehensweisen hat der Versicherungsnehmer die 
kostengünstigste zu wählen, indem er z. B. (Aufzählung nicht 
abschließend):

– nicht zwei oder mehr Prozesse führt, wenn das Ziel kostengün-
stiger mit einem Prozess erreicht werden kann (z.B. Bündelung 
von Ansprüchen oder Inanspruchnahme von Gesamtschuldnern 
als Streitgenossen, Erweiterung einer Klage statt gesonderter 
Klageerhebung), 

– auf (zusätzliche) Klageanträge verzichtet, die in der aktuellen 
Situation nicht oder noch nicht notwendig sind,

– vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen gerichtlichen 
Verfahrens abwartet, das tatsächliche oder rechtliche Bedeutung 
für den beabsichtigten Rechtsstreit haben kann,

– vorab nur einen angemessenen Teil der Ansprüche einklagt und 
die etwa nötige gerichtliche Geltendmachung der restlichen 
Ansprüche bis zur Rechtskraft der Entscheidung über die Teilan-
sprüche zurückstellt,

– in allen Angelegenheiten, in denen nur eine kurze Frist zur 
Erhebung von Klagen oder zur Einlegung von Rechtsbehelfen 
zur Verfügung steht, dem Rechtsanwalt einen unbedingten 
Prozessauftrag zu erteilen, der auch vorgerichtliche Tätigkeiten 
mit umfasst.

cc) Der Versicherungsnehmer hat zur Minderung des Schadens 
Weisungen des Versicherers einzuholen und zu befolgen. Er hat 
den Rechtsanwalt entsprechend der Weisung zu beauftragen.

(2)
Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den Rechtsschutzfall 
bestehenden Versicherungsschutzes. Ergreift der Versicherungsnehmer 
Maßnahmen zur Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen, bevor 
der Versicherer den Umfang des Rechtsschutzes bestätigt und entste-
hen durch solche Maßnahmen Kosten, trägt der Versicherer nur die 
Kosten, die er bei einer Rechtsschutzbestätigung vor Einleitung dieser 
Maßnahmen zu tragen hätte.

(3)
Der Versicherungsnehmer kann den zu beauftragenden Rechtsanwalt 
aus dem Kreis der Rechtsanwälte auswählen, deren Vergütung der 
Versicherer nach § 5 Absatz 1 a) und b) trägt. Der Versicherer wählt 
den Rechtsanwalt aus,

a) wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt;

b) wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt benennt und 
dem Versicherer die alsbaldige Beauftragung eines Rechtsanwaltes 
notwendig erscheint.

(4)
Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht bereits selbst 
beauftragt hat, wird dieser vom Versicherer im Namen des Versiche-
rungsnehmers beauftragt. Für die Tätigkeit des Rechtsanwaltes ist der 
Versicherer nicht verantwortlich.

(5)
a) Der Versicherungsnehmer hat den mit der Wahrnehmung seiner In-
teressen beauftragten Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß 
zu unterrichten, ihm die Beweismittel anzugeben, die möglichen Aus-
künfte zu erteilen und die notwendigen Unterlagen zu beschaffen;

b) dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über den Stand der Ange-
legenheit zu geben.

(6)
Wird eine der in den Absätzen 1 oder 5 genannten Obliegenheiten 
vorsätzlich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versiche-
rungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen. Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungs-
schutzes hat bei der Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungs-
falls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraus-
setzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch geson-
derte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht 
grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
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§ 18 STICHENTSCHEID (ERSETZT DURCH § 3 A)

§ 19 VORLÄUFIGE DECKUNG

(1) Beginn
Der Vertrag über die vorläufige Deckung wird mit entsprechender 
Erklärung des Versicherers (oder einer hierzu bevollmächtigten Per-
son) ab dem vereinbarten Zeitpunkt wirksam.

(2) Inhalt
Der Vertrag über die vorläufige Deckung richtet sich nach den 
Vertragsgrundlagen, die dem endgültigen Versicherungsvertrag 
zugrunde liegen sollen. Der Versicherungsnehmer erhält die für die 
vorläufige Deckung geltenden Versicherungsbedingungen und die 
Information für Versicherungsnehmer zusammen mit dem Versi-
cherungsschein, auf Wunsch auch zu einem früheren Zeitpunkt.

(3) Ende
Der Vertrag über die vorläufige Deckung endet mit dem Beginn 
des endgültigen Versicherungsschutzes. Kommt der endgültige 
Versicherungsvertrag nicht zustande, weil der Versicherungsneh-
mer seinen Antrag nach § 8 des Versicherungsvertragsgesetzes 
widerruft oder einen Widerspruch nach § 5 Absätze 1 und 2 des 
Versicherungsvertragsgesetzes erklärt, endet die vorläufige De-
ckung mit dem Zugang des Widerrufs oder des Widerspruchs 
beim Versicherer.

Der Versicherer und der Versicherungsnehmer können den Vertrag 
über die vorläufige Deckung jederzeit kündigen. Kündigt der Ver-
sicherer, wird die Kündigung erst nach Ablauf von zwei Wochen 
nach Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

(4) Wegfall des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz aus einer vorläufigen Deckung entfällt 
rückwirkend, wenn der Versicherungsnehmer den Beitrag für 
die vorläufige Deckung oder, falls ein gesonderter Beitrag für die 
vorläufige Deckung nicht erhoben wird, den Beitrag für den end-
gültigen Versicherungsvertrag nicht rechtzeitig gezahlt hat und er 
dies zu vertreten hat.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach Zu-
gang der Deckungszusage und der Zahlungsaufforderung erfolgt.

(5) Beitrag
Sofern in diesem Vertrag nichts anderes vorgesehen ist, steht dem 
Versicherer als Beitrag für die vorläufige Deckung ein  
der Laufzeit der vorläufigen Deckung entsprechender Teil  
des Beitrages zu, der beim Zustandekommen des endgültigen Ver-
sicherungsvertrages für diesen zu zahlen wäre.

§ 20 ZUSTÄNDIGES GERICHT/ANZUWENDENDES 
RECHT

(1) Klagen gegen den Versicherer
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem  
Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zu-
ständigen Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürli-
che Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk 
der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt hat.

(2) Klagen gegen den Versicherungsnehmer
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Kla-
gen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht 
erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig 
ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt 
sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn der Ver-
sicherungsnehmer eine offene Handelsgesellschaft, Kommanditge-
sellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene 
Partnerschaftsgesellschaft ist.

(3) Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers
Ist der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt des  
Versicherungsnehmers zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht 
bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen 
aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungs-
vertrag zuständigen Niederlassung.

(4)
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

§ 29 RECHTSSCHUTZ FÜR EIGENTÜMER UND MIETER 
VON WOHNUNGEN UND GRUNDSTÜCKEN

(1)
Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in seiner im 
Versicherungsschein bezeichneten Eigenschaft als

a) Eigentümer,
b) Vermieter,
c) Verpächter,
d) Mieter,
e) Pächter,
f) Nutzungsberechtigter

von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen, die im Versiche-
rungsschein bezeichnet sind. Einer Wohneinheit zuzurechnende Gara-
gen oder Kraftfahrzeug-Abstellplätze sind eingeschlossen.

(2)
Der Versicherungsschutz umfasst:

Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz	 (§ 2 c)
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten	 (§ 2 e)

AUSZUG AUS DEM RAHMEN- UND EMPFEHLUNGS-
VERTRAG

zwischen dem Landesverband Haus & Grund Niedersachsen e. V. im 
Folgenden “Landesverband” genannt, und der ROLAND Rechtsschutz-
Versicherungs-AG, im Folgenden “ROLAND” genannt.

Der Versicherungsschutz umfasst:

a) Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c ARB)

b) Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a ARB)
c) Straf-Rechtsschutz (§ 2 i, bb ARB)
d) Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j ARB) und wenn  

zusätzlich beantragt:
e) Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§2 d ARB)
f) Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e ARB).

Der Versicherungsschutz bezieht sich jeweils nur auf die gerichtliche 
Wahrnehmung der rechtlichen Interessen in Deutschland gelegener  
Risiken. Für die Bausteine c) und d) ist die vor- und außergerichtliche  
Interessenwahrnehmung mitversichert.

Der Versicherungsschutz in den Bereichen Straf-Rechtsschutz und 

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz vor Gerichten ist auf die Verteidi-
gung im Hauptverfahren wegen des Vorwurfes fahrlässig begangener 
Vergehen und Ordnungswidrigkeiten im Zusammenhang mit der ver-
sicherten Eigenschaft beschränkt.

Selbstbeteiligung
Die Selbstbeteiligung beträgt 250 Euro je Rechtsschutzfall.

Wartezeit
Für neu abzuschließende Verträge besteht hinsichtlich des Wohnungs- 
und Grundstücks-Rechtsschutzes (§ 2 Abs. c) eine Wartezeit von drei 
Monaten.

Auf die Wartezeit wird verzichtet, wenn das versicherte Risiko ander-
weitg versichert war und in unmittelbarem Anschluss an die Vorversi-
cherung von ROLAND übernommen wird.

Vertragsdauer
Für die einzelnen Versicherungsverträge wird eine Vertragsdauer von 
bis zu einem Jahr vereinbart, wobei die Hauptfälligkeit und der jewei-
lige Ablauf aller Einzelverträge der 01.07. eines jeden Jahres ist. Für 
unterjährige Verträge wird der Beitrag anteilig berechnet. 
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Beendet ein dem Landesverband angeschlossener Ortsverein seine 
Mitgliedschaft im Landesverband oder ein Versicherungsnehmer seine 
Mitgliedschaft in einem dem Landesverband angeschlossenen Ortsver-
ein, so verpflichtet sich der Landesverband den Austritt des Ortsvereins 
und das Austrittsdatum unverzüglich bekannt zu geben. Ferner wirkt 
der Landesverband darauf hin, dass die Ortsvereine den Austritt eines 
Mitgliedes und das Austrittsdatum unverzüglich ROLAND bekannt 
geben. Mit Austritt eines Ortsvereins aus dem Landesverband bzw. 
Versicherungsnehmer aus einem Ortsverein gelten für die betroffenen 
Rechtsschutzverträge die jeweils gültigen ROLAND-Tarifprämien 
für das allgemeine Rechtsschutz-Geschäft mit dem dazugehörigen 
Deckungsumfang. Erhöht sich dadurch die vom Versicherungsneh-
mer zu zahlende Jahresprämie, steht dem Versicherungsnehmer ein 
außerordentliches Kündigungsrecht zu. Auf dieses außerordentliche 
Kündigungsrecht weist ROLAND mit Zusendung des Prämienerhö-
hungsverlangens hin.  
Die Kündigung muss innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt der 
erhöhten Prämienforderung abgesandt werden. Kündigt der Versi-
cherungsnehmer fristgerecht, endet der Versicherungsvertrag zu dem 
Zeitpunkt, zu dem der Versicherungsnehmer seine Mitgliedschaft im 
Ortsverein beendet hat bzw. der Ortsverein aus dem Landesverband 
ausgeschieden ist.

Schadenbearbeitung
Soweit für einen Rechtsschutzfall aus diesem Vertrag zugrunde liegen-
den Einzel-Versicherungsverträgen und gleichzeitig aus einem weite-
ren Rechtsschutzversicherungsvertrag bei ROLAND oder einem ande-
ren Versicherer Versicherungsschutz besteht, gehen die Leistungen aus 
dem anderen Rechtsschutzvertrag vor.

Der Rechtsschutzfall muss unverzüglich nach Beauftragung des 
Rechtsanwaltes, spätestens mit der Einleitung gerichtlicher Schritte 
gemeldet werden. Bei einer verspäteten Meldung um mehr als acht 
Wochen entfällt allein aus diesem Grund der Versicherungsschutz.

Anwaltswahl und örtlicher Geltungsbereich
Die Rechtsschutzzusage an den Rechtsanwalt für die Einleitung ge-
richtlicher Maßnahmen erfolgt ausschließlich durch ROLAND. Die 
Rechtsschutzzusage setzt voraus, dass der Versicherungsnehmer den 
Nachweis führt, dass Maßnahmen zur außergerichtlichen Beilegung 
des Rechtsstreits erfolglos geblieben sind.  
Der Nachweis ist durch Vorlage einer anwaltlichen Stellungnahme 
unter Beifügung des außergerichtlichen Schriftwechsels zu  
erbringen. Rechtsschutz besteht für die Wahrnehmung rechtlicher  
Interessen in der Bundesrepublik Deutschland.

Vertragsänderungen und außerordentliches Kündigungsrecht der 
Versicherten
Änderungen des Rahmen- und Empfehlungsvertrages werden ab 
Beginn des nächsten Versicherungsjahres auch für bereits bestehende 
Einzelverträge wirksam. Die Information erfolgt durch 
ROLAND. Beinhalteten die Änderungen des Rahmen- und Empfeh-
lungsvertrages Nachteile für den Versicherungsnehmer in der Form, 
dass die Prämien und/oder die Selbstbeteiligung erhöht und/oder 
der Leistungsumfang gemindert werden, steht diesem ein außeror-
dentliches Kündigungsrecht zu. ROLAND benachrichtigt die Versiche-
rungsnehmer über die nachteiligen Änderungen. 
Die Nachricht erfolgt zur Hauptfälligkeit, zu der auch die Änderung 
wirksam wird. ROLAND weist die Versicherungsnehmer auf deren au-
ßerordentliches Kündigungsrecht hin. Der Versicherungsnehmer hat 
das Recht den Versicherungsvertrag innerhalb von zwei Monaten nach 
Zugang der Änderungsmitteilung zu kündigen. Die Kündigung wird 
zu dem Zeitpunkt wirksam, in dem die angekündigte Vertragsände-
rung eintreten soll.

VERSICHERUNGSSUMME UND STRAFKAUTION

Den Beiträgen liegt eine Versicherungssumme von 300.000 € je 
Rechtsschutzfall zugrunde. Für Strafkautionen werden zusätzlich dar-
lehensweise bis zu 200.000 € gezahlt, wobei für Strafkautionen außer-
halb des Geltungsbereiches gemäß § 6 Absatz 1 ARB bis zu 150.000 € 
darlehensweise gezahlt werden.

BEITRAG

Es handelt sich um Jahresbeiträge, die im Voraus zu entrichten sind. 
Die zurzeit gültige Versicherungssteuer in Höhe von 19 % ist dem Tarif 
hinzuzurechnen. Nebengebühren werden nicht erhoben. 

WARTEZEIT

3 Monate Wartezeit:

• Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz

Keine Wartezeit besteht im Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 
für die Geltendmachung gesetzlicher Schadenersatzansprüche aus der 
Verletzung dinglicher Rechte.

Auf die Wartezeit kann verzichtet werden, wenn das Risiko anderweitig 
versichert war und im unmittelbaren Anschluss an die Vorversicherung 
übernommen wird (Nachweis ist erforderlich). Dies gilt auch für den 
Fall, dass die Risiken bisher in einem Vertrag der Eltern des Versiche-
rungsnehmers mitversichert waren.

Keine Wartezeit:

• Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (falls beantragt)

• Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (falls beantragt)

• Straf-Rechtsschutz

• Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz

WIDERRUFSBELEHRUNG

WIDERRUFSRECHT
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne An-
gabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. 
Die Frist beginnt am Tag, nach dem Sie den Versicherungsschein, die 
Vertragsbestimmungen einschließlich unserer Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen, die weiteren Vertragsinformationen gemäß § 7 
Absätze 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung 
mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und 
diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben. Zur Wahrung der 
Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der 
Widerruf ist zu richten an die

ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG
Deutz-Kalker Straße 46
50679 Köln
Telefax: 0221 8277-460
E-Mail: service@roland-rechtsschutz.de

WIDERRUFSFOLGEN
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz 
und wir erstatten Ihnen den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufes entfällt, wenn Sie zugestimmt haben (auch 
konkludent durch Zahlung des Beitrags), dass der Versicherungsschutz 
vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil Ihres Beitrags, der 
auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in die-
sem Fall einbehalten. Dabei handelt es sich um einen Betrag, der sich 
wie folgt berechnet: Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz 
bestanden hat, x 1/360 des Jahresbeitrags bzw. 1/180 des Halbjahres-
beitrags bzw. 1/90 des Vierteljahresbeitrages oder 1/30 des Monatsbei-
trags. Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, 
spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versiche-
rungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame 
Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren 
und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

Ende der Widerrufsbelehrung
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Das Thema „Datenschutz“ ist uns sehr wichtig. Daher informieren 
wir Sie im Folgenden darüber, wie wir Ihre personenbezogenen 
Daten verarbeiten und welche Rechte Sie in diesem Zusammen-
hang haben:

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung
Je nachdem, ob Sie Ihren Versicherungsvertrag mit der 
ROLAND Rechtsschutz-Versicherung oder mit der  
ROLAND Schutzbrief-Versicherung abgeschlossen haben,  
ist die verantwortliche Stelle Ihr Vertragspartner:

ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG 
Deutz-Kalker Str. 46 
50679 Köln 
Telefon: 0221 8277-500 
Fax: 0221 8277-460 
Mail to: service@roland-rechtsschutz.de

und/oder

ROLAND Schutzbrief-Versicherung AG 
Deutz-Kalker Str. 46 
50679 Köln 
Telefon: 0221 8277-500 
Fax: 0221 8277-460 
Mail to: service@roland-schutzbrief.de

Den Datenschutzbeauftragten für beide Unternehmen erreichen 
Sie per Post unter der o.g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutz-
beauftragter – oder per E-Mail unter: datenschutz@roland-ag.de

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung 
der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), des Bundesdaten
schutzgesetzes (BDSG), der datenschutzrechtlich relevanten Be
stimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie aller 
weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser 
Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für den Umgang mit perso
nenbezogenen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ 
verpflichtet, die die oben genannten Gesetze für die Versicherungs
wirtschaft präzisieren. Diese können Sie im Internet für beide Gesell
schaften abrufen unter: www.roland-rechtsschutz.de/datenschutz

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir 
die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des 
Vertrages und zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden 
Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten  
wir diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. 
zur Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden 
benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versicherungs-
fall eingetreten und wie hoch der Schaden ist.

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages 
ist ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nicht 
möglich.

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur 
Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. für die 
Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher 
Vorgaben. Die Daten aller mit einer der genannten ROLAND-
Gesellschaft bestehenden Verträge nutzen wir für eine Betrachtung 
der gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung  
hinsichtlich einer Vertragsanpassung, -ergänzung, für Kulanzent-
scheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen.

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener 
Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 
1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien personen
bezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei Schutzbrief-
Schadenfällen) erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach 
Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken 
mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von  
Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO i. V. m. § 27 BDSG.

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen  
von uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO).  
Dies kann insbesondere erforderlich sein:

• �zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,

• �zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für 
andere Produkte der Unternehmen der ROLAND-Gruppe sowie 
für Markt- und Meinungsumfragen,

• �zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere 
nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die auf 
Versicherungsmissbrauch hindeuten können.

 
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur 
Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher 
Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten 
oder unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verar-
beitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Rege-
lungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO. 

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht 
genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen 
der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 
Daten

Rückversicherer: 
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen  
Versicherungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es  
erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten an einen 
Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eigenes Bild 
über den Versicherungsfall machen kann.

Vermittler: 
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem  
Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum  
Abschluss und zur Durchführung des Vertrages benötigten  
Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser  
Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler,  
soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreuung und Beratung  
in Ihren Versicherungsangelegenheiten benötigen.

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmens-
gruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in 
der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. Soweit ein 
Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder mehreren 
Unternehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur 
zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefonischen 
Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- 
und Exkasso oder zur gemeinsamen Postbearbeitung zentral durch 
ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer Dienst
leisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten 
Datenverarbeitung teilnehmen.

Externe Dienstleister: 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetz-
lichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister. Eine Auflistung der 
von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, zu denen 
nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen,  
können Sie in der jeweils aktuellen Version auf unserer Internetseite 
unter www.roland-rechtsschutz.de/datenschutz (für beide Gesell-
schaften) entnehmen.

Weitere Empfänger: 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an 
weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur  
Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten (z. B. Sozialversiche-
rungsträger, Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehörden).

Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die 
oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind, wenn sich 
dies nicht nachteilig für Sie im Sinne von Art. 18 Abs. 1 c) DSGVO 
auswirken kann. Dabei kann es vorkommen, dass personenbe-
zogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche 
gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden können 
(gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). 
Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir 
dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und 
Aufbewahrungspflichten ergeben sich unter anderem aus dem 
Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäsche-
gesetz. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahren.
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Betroffenenrechte
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer  
Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können  
Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die 
Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht 
auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht 
auf Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem 
strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen.

Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen.

Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, 
können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer 
besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Datenverar-
beitung sprechen.

Beschwerderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an  
den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine 
Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige 
Datenschutzaufsichtsbehörde ist:

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Nordrhein-Westfalen 
Kavalleriestraße 2-4 
40213 Düsseldorf

Hinweis- und Informationssystem der Versicherungs-
wirtschaft (betrifft nur Rechtsschutz-Kunden)

Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informations-
system (HIS) der informa HIS GmbH zur Unterstützung der Risiko-
beurteilung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der  
Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von Versicherungs-
missbrauch. Dafür ist ein Austausch bestimmter personenbezo-
gener Daten mit dem HIS erforderlich. Detaillierte Informationen 
über das HIS und den Datenaustausch finden Sie hier:  
www.roland-rechtsschutz.de/datenschutz

Sie können die Informationen auch unter den oben genannten  
Kontaktinformationen anfordern.

Datenübermittlung in ein Drittland (gilt nur für  
Schutzbrief-Kunden)

Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb 
des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt die 
Übermittlung nur, soweit dem Drittland durch die EU-Kommission 
ein angemessenes Datenschutzniveau bestätigt wurde oder andere 
angemessene Datenschutzgarantien (z. B. verbindliche unterneh-
mensinterne Datenschutzvorschriften oder EU-Standardvertrags-
klauseln) vorhanden sind. Detaillierte Informationen dazu sowie 
über das Datenschutzniveau bei unseren Dienstleistern in Drittlän-
dern finden Sie hier: www.roland-rechtsschutz.de/datenschutz 

Sie können die Informationen auch unter den oben genannten  
Kontaktinformationen anfordern.

Automatisierte Einzelfallentscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko und zur Vorversicherung, zu 
denen wir Sie bei Antragstellung befragen, sowie auf der Grund-
lage des vereinbarten Vertragsumfangs und der Informationen im 
Leistungsfall, die wir von Ihnen oder dem von Ihnen beauftragten 
Rechtsanwalt erhalten, entscheiden wir vollautomatisiert über ein-
zelne Vorgänge. Die vollautomatisierten Entscheidungen beruhen 
auf vom Unternehmen vorher festgelegten Regeln zur Gewichtung 
der Informationen. 



ROLAND 
Rechtsschutz-Versicherungs-AG 
Industrie Service
Deutz-Kalker Straße 46
50679 Köln

Telefon: 0221 8277-4334
www.roland-rechtsschutz.de
service@roland-rechtsschutz.de

Rechtsschutz ist Expertensache. ROLAND ist Ihr unabhängiger Spezialist 
für Rechtsschutz. Wir bieten Ihnen ein einzigartiges und vollständiges 
Leistungsspektrum: von Prävention über Rechtsberatung und Mediation 
bis hin zum klassischen Rechtsschutz.

Wir setzen uns für Sie in allen Fragen des Rechtsschutzes ein – zuverläs-
sig, engagiert und unabhängig. Deshalb ist ROLAND der Rechtsschutz-
Versicherer.

ROLAND kämpft für Ihr gutes Recht. Seit 1957.

Rechtsschutz | Assistance

ROLAND. DER RECHTSSCHUTZ-VERSICHERER.  
IHR STARKER PARTNER IN SACHEN RECHT!
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